
Apartheid Izoecleutet also Rassisrnus, Zwcingscous-bi-irgert_ong, Landraub, Unterarlickung, Ausibeuto_ong,Elena, Hunger und oft couch Tod fur die schvvarzenSiidafrikanera Terrcorisrno_os and Holocaust fi-ir do's
INcschbarland Mosarnbik..
Weihbischof Leo Schwarz aus Trier: "Wenn ich eine Homelandsituation sehe, dann habe
ich noch nirgendwo so stark diese Gegensatze erlebt: auf der einen Seite der Superluxus,
die Superentwicklung, auf der anderen Seite das kleine geknechtete Leben der einzelnen
Menschen, das man dann einfach nicht mehr ertragen kann. Und wenn sich das dann so
zusammenballt..., ich glaube es gibt keinen Punkt der Erde, wo Ungerechtigkeit so krass
zum Ausdruck kommt, wie das in SOdafrika der Fall ist."

ETHISCHE UBERLEGUNGEN ZUR
NOTWENDIGKEIT VON SANKTIONEN

1.Voraussetzung 1st und bleibt die
allgemeine Erklarung der Men-
schenrechte.
2. Diese Erklarung hat ihren Ur-
sprung in der unverausserlichen
Wurde der menschlichen Person
und charakterisiert den Menschen
als das Wesen, das personaler, frei-
heitlicher Selbstbestimmung und der
Kommunikation mit seinesgleichen
in Gewissensverantwortung fahig
ist.
3. Direkt daraus abgeleitet erge-
ben sich die fundamentale Gleich-
heit aller Menschen, sowie die
Pflicht zur gesamtmenschheitlichen
Solidaritat.
4. Alle menschlichen Aktivitaten, sei
es individueller, sei es kollektiver
Natur, sind den vorausgehenden
Prinzipien unterworfen.
5. Wirtschaftliche Aktivitaten
sen sich dann konsequenterweise
auf die oben formulierten Prinzipien
hinterfragen lassen.
6. Daraus ergibt sich, doss der Vor-
stellung: "Die Marktmechanismen
allein entscheiden, was ethisch ist
und was nicht" widersprochen
werden muss. Der Mythos der "Ei-
gengesetzlichkeit und Wertfreiheit
wirtschaftlichen Handelns" muss, in
Anbetracht der sich empirisch
verifizierbaren Auswirkungen wirt-
schaftlic:her Aktivitaten auf das all-
tagliche Leben und die personale
WUrde jedes Menschen, als eine
die wirtschaftlichen Realitaten nicht
korrekt analysierende ldeologie
begriffen werden.
7. Wirtschaftliche Aktivitaten sind
also kein Selbstzweck und clUrfen
sich nicht der exklusiven Logik der
Kapitalakkumulation und der Profit-
maximierung verschreiben.

8. Wirtschaftliche Aktivitaten sollenim Dienste des Menschen und des
Allgemeinwohls stehen. Sie sollen
zur verantwortbaren und gerechten
Befriedigung seiner GrundbedUrf-
nisse, zur optimalen Entfaltung sei-
ner personlichen Fahigkeiten und
zur Realisierung seiner selbst in ei-
ner sinnvollen Beschaftigung bei-
tragen - unter dem normativen An-
spruch des Solidaritatsprinzips ge-
geniiber jetziger und zukiinftiger
Generationen.

9. Dies 1st nur zu erreichen durch: a)
die wachsende dktive Beteiligung
derjenigen am Wirtschaftsleben -
sowie am politischpn und kulturellen
Leben der Gesellschaft -, die der-
zeit davon ausgeSchlossen sind. b)
die Orientierung Ides allgemeinen
ProduktionsprozesSes an dem
Anspruch der indiViduellen, sozialen,

Okonomischen und "Okologischen"
Menschenrechte aller, d.h. speziell
der am und vom Produktionspro-
zess bis jetzt Benachteiligten.
10. Konkret ergeben sich aus den
vorhergehenden	 allgemeinen
Betrachtungen, im Falibeispiel
wirtschaftlicher Aktivitaten in oder
mit rassistischen Staaten, folgende
minimale Forderungen: a) Die Un-
ternehmen haben ihre wirtschaftli-
che Tatigkeitin und ihre wirtschaft-
lichen Beziehungen zu rassistischen
Staaten an den Normen der Men-
schenrechte zu orientieren. b)
Durch Information und Bewusst-
seinsbildurag sollen sie das verant-
wortungsvolle, menschenrechtsbe-
wusste Handeln der eigenen Kader
in wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Belangen fardern. c)
Wo immer sich Maglichkeiten dazu
bieten, bringen die Unternehmen
gegeniiber ihren Wirtschaftspart-
nern im rassistischen Stoat wie
gegenuber dem rassistischen Regi-
me die Menschenrechtsforderun-
gen zum Ausdruck. Sie mUssen sich
bewusst sein, doss sie durch ihre
Existenz im rassistischen Stoat
Gefahr laufen, zu politischen
Zwecken missbraucht zu werden
und setzen sich dagegen zur Wehr.
d) Wirtschaftsbeziehungen sind ab-
zubrechen, wenn diese das Unter-
nehmen selber zu einem Verhalten
zwingen, das in offensichtlichem
Widerspruch zu menschenrechtli-
chen Grundforderungen steht, es
sei denn, es bestehe die begrUnde-
te Hoffnung, dass dieser Zustand in
absehbarer Zeit verandert werden
kann. e) Stellt sich heraus, doss
durch wirtschaftliche Beziehungen
fortgesetzte und schwerwiegende
Verstasse gegen die Menschen-
rechte direkt oder indirekt begiin-
stiqt werden, dann sind diese wirt-
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schaftlichen Beziehungen abzubre-
chen, wenn nicht nachgewiesen
werden kann, dass der Abbruch
dieser Beziehungen fur die diskrimi-
nierte BevOlkerung des rassistischen
Staates auch langerfristig (noch)
grOssere Nachteile zur Folge hat. f)
Wenn von Anfang an feststeht,
doss man es mit einem menschen-
rechtsverletzenden, rassistischen
System zu tun hat, soil auf den Auf-
bau von Wirtschaftsbeziehungen
von vorneherein verzichtet wer-
den. (Aufstellung nach: Schweize-
rische Nationalkommission Justitia
et Pax)

11. Gegenijberleder ungerechten
Ausiibung von Gewalt gibt es ein
allgemeines Widerstandsrecht
gegen diese Gewalt.

12. Rassistische Unrechtsregime un-
terjochen einen Grossteil der Be-
viilkerung mit struktureller und
physischer Gewalt.

13.Wirtschaftliche AktivitOten mit
rassistischen Staaten, die den unter
Punkt 10. angegebenen ethischen
Anforderungen nicht gerecht
werden, bedeuten allermindestens
ein passives Hinnehmen dieser Un-
rechtssituationen, was immer ouch
gleich eine - wenn vielleicht ouch
nicht intendierte - Stdrkung des
Regimes beinhaltet, oder sogar ein
kalkuliertes "Ausniitzen" der Situa-

tion zwecks Gewinnoptimierung
(wobei die Obergange fliessend
sind).

14."Neutralitat" oder "Passiviteir als
Handlungsprinzip gegeniiber einem
rassistischen Regime und seiner
direkten oder indirekten StLitzen
fiihrt auschliesslich zur Festschrei-
bung der von diesem Regime aus-
gehenden strukturellen und physi-
schen Gewalt (als Ilustration siehe
unsere einflihrende Zusammenstel-
lung was Apartheid bedeutet und
bewirkt).

15. Wirtschaftliche Beziehungen mit
rassistischen Staaten - wenn diese
Beziehungen nicht konkreten ethi-
schen Anforderungen zur Beendi-
gung des Unrechtsregimes unterlie-
gen - bedingen Mitschuld am Auf-
bau oder am Fortbestand dieser
Unrechtssysteme und gehen immer
zu Lasten der unter diesen Syste-
men leidenden Menschen.

16. Aus den unter 10.-15. erarbeite-
ten Einsichten und unter Beruck-
sichtigung der vorangehenden
allgenneinen Betrachtungen, ergibt
sich gegenuber wirtschaftlichen
AktivitOten mit rassistischen Staaten
- insofern diese Aktivitöten den un-
ter Punkt 10. angegebenen mini-
malen ethischen Anforderungen
nicht gerecht werden - ein Wider-
standsrecht , wenn nicht sogar (in

Anbetracht des Solidaritdtsprinzips)
eine Widerstandspflicht.

17. Aus diesem Widerstandsrecht
(ev. sogar Widerstandspflicht) ergibt
sich die MOglichkeit, wenn nicht so-
gar die ethische Verpflichtung zu
Sanktionen und Boykottmassnah-
men gegenLiber rassistischen Staa-
ten und ihren Wirtschaftspartnern
- immer unter dem Vorbehalt der
Nichtberlicksichtigung der unter
Punkt 10, erarbeiteten minimalen
ethischen Forderungen.

18. Sanktionsforderungen unterlie-
gen aber immer der ethischen Re-
levanz ihrer Ziele und der ethischen
Verantwortbarkeit ihrer Mittel und
Auswirkungen.

19. Wenn das Ziel von Sanktions-
forderungen - in Anbetracht des
Solidaritdtsprinzips - in der Beendi-
gung eines ungerechten Oppressi-
onsregimes besteht, mijssen die
Auswirkungen auf die unter diesem
Regime Leidenden mitbedacht und
sich der Zustimmung der Mehrheit
der Diskriminierten vergewissert
werden.

20. Die aus den vorausgehenden
Uberlegungen resultierenden ethi-
schen Anforderungen bediirfen des
genauen Studiums des konkreten
Kontextes eines Rassistenregimes
und seiner Unterdrijckungspraxis.

SANKTIONEN GEGEN SUDAFRIKA
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"Ober viele Jahrzehnte hinweg ruh-
ten Wachstum und Prosperitat der
sudafrikanischen Wirtschaft - ge-
nauer gesagt: Wachstum und
Prosperitat fur eine inleindische
(weisse) Minderheit und fur auslein-
dische Kapitalanleger - auf zwei
Sdulen: auf dem System der Apar-
theid und auf der Integration in die
Weltwirtschaft. Effektive Sanktio-
nen wijrden das Apartheidregime
vor die Alternative stellen: Apar-
theid oder weltwirtschaftliche
Integration... Effektive, das heisst
nach dem Kriterium maximaler
Wirksamkeit ausgeweihlte, aufei-
nander abgestimmte und Iiickenlos
durchgesetzte staatliche Sanktio-
nen des Auslands im Bereich der
siidafrikanischen Aussenwirt-
schaftsbeziehungen wijrden das
Minderheitsregime an einer em-
pfindlichen Stelle treffen.

Ein zweites kommt hinzu. Ausleindi-
sche Unternehmen und ausleindi-
sche Kapitalanleger besitzen oder
kontrollieren wesentliche Teile der
sUdafrikanischen Okonomie und

haben an ihren Ertreigen teil. Inso-
fern ist nicht nur die weisse Minder-
heit in Sijdafrika selbst, sondern
ouch das Ausland direkt oder
indirekt Nutzniesser des Apartheid-
systems. In dem Masse, in dem sich
die ausleindischen Unternehmen und
Kapitalanleger in die strategischen
Konzepte zur Aufrechterhaltung

des Apartheidregimes unmittelbar
oder ouch nur mittelbar einbezie-
hen lassen, sind sie selbst, ob sie es
wollen oder nicht, aktive Stutzen
und nicht "bloss" Nutzniesser des
Apartheidregimes. Deshalb ist Liber
effektive staatliche Sanktionen hin-
aus ouch ein tatseichlicher Rlickzug
ausldndischer Unternehmen und
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